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Abbildung 1: Lageplan zur 3. Änderung des Bebauungsplans „Dettingerberg/Krankenhaus/Hohenzollernstr.“ 



Textteil zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01-59.3 
„Dettingerberg/Krankenhaus/Hohenzollernstraße  [Stand 30.10.2018] 
 
 

Az.: 3/10-621.41-01-59.3 Stadtplanungsamt Sigmaringen Seite 2 von 10 

 
 

 
 

Abbildung 2: Geltungsbereich mit Bebauungskonzept 

 
 

I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zum Deckblatt der 3. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 01-59.3 „Dettingerberg/Krankenhaus/Hohenzollernstraße“ 
Sigmaringen 

 
1. Grund für die Aufstellung 

 
Mit dem Deckblatt zur 3. Änderung des Bebauungsplans 
„Dettingerberg/Krankenhaus/Hohenzollernstraße“ sollen die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Mehrfamilienhausanlage zur Wohnraumgewinnung 
geschaffen werden. Die Stadt befürwortet das städtebauliche Konzept, es würde jedoch 
nicht mit den Grundzügen des rechtskräftigen Bebauungsplans übereinstimmen. Daher 
wird der Bebauungsplan geändert. Mit der Umwidmung des ehemaligen, lang 
leerstehenden Kindergartengeländes kann der landespolitischen Zielvorgabe 
„Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ Rechnung getragen werden. 

 
2. Lage und Abgrenzung des Gebiets 

 
Der Änderungsbereich ist vollständig von der Achbergstraße umfasst, liegt direkt neben 
dem Gebäude der Freien Christengemeinde und wird von der Hohenzollernstraße her 
erreicht. Das Vorhabengebiet umfasst die Flurstücke Nr. 1979/2 (östlich) und 1979/3 
(westlich) sowie das Flurstück 1979/16 (befahrbarer Wohnweg + Fußweg) nördlich und 
östlich, Gemarkung Sigmaringen (Abb. 1). Der genaue Geltungsbereich ist im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan gekennzeichnet. 
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3. Geltendes Recht und Verfahren 
 
Als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ wird das „beschleunigte Verfahren“ nach 
§ 13a BauGB angewandt. Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des 
beschleunigten Verfahrens stellen sich wie folgt dar: 
 
3.1 Das Planungsgebiet liegt innerhalb eines bebauten Ortsteiles. 

Die Änderung des Bebauungsplans knüpft an die Planungsleitlinie in § 1 Abs. 6 
Nr. 4 BauGB an, da sie auf Fortentwicklung der Bebauung innerhalb des 
gegebenen Siedlungsbereichs zielt – es werden Flächen für Wohnraum ohne 
weiteren „Landschaftsverbrauch“ des Außenbereichs erschlossen. 

 
3.2  Die zulässige Grundfläche liegt deutlich unterhalb der zulässigen Höchstgrenze 

von zwei Hektar, der gesamte Geltungsbereich umfasst weniger Fläche als der 
Grenzwert. (Fallgruppe 1: § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). 
 

3.3 Das beschleunigte Verfahren gilt ausschließlich für Vorhaben, die keine Prüfung 
nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz erfordern (§ 13a Abs. 1 Satz 4 
BauGB). Diese Bebauungsplanänderung schafft Baurecht für Wohnungsbau in 
nicht UVP-pflichtigem Umfang. 

 
3.4 Aufgrund dieser Bebauungsplanänderung werden keine der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b 

BauGB genannten Schutzgüter (Flora-Fauna-Habitat- und Vogelschutzgebiete) 
beeinträchtigt (§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB). 

Dementsprechend vereinfacht sich das Verfahren folgendermaßen: 
 
• keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
• die frühzeitige Bürger- und Behördenbeteiligung entfällt, 
• Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB entfällt, 
• auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind (nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB), wird verzichtet, 
• keine zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB, 
• kein Monitoring gemäß § 4c BauGB. 
 
Nach einer Relevanzbegehung im Rahmen der artenschutzfachlichen Vorprüfung 
konnte ein Vorkommen europarechtlich streng geschützter Lebewesen 
ausgeschlossen werden. Die notwendigen vertiefenden Untersuchungen zum 
Artenschutz (Büro für Landschaftsökologie, Altheim) kommen zum Ergebnis, dass 
durch diese Bebauungsplanänderung keine Verbotstatbestände des besonderen 
Artenschutzes nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden.  
 
Der Bebauungsplan kann in diesem Verfahren abweichend von der Darstellung des 
Flächennutzungsplans geändert werden, da die geordnete städtebauliche Entwicklung 
nicht beeinträchtigt und der FNP im Zuge nachfolgender Berichtigung angepasst wird. 
(§ 13a Abs. 2 Nr. 2) Zudem wurde dieser Bereich bereits mit der 1. Änderung des 
Bebauungsplans als allgemeines Wohngebiet festgesetzt (rechtskräftig seit 28.6.2007), 
so dass die Art der Nutzung innerhalb dieses Verfahrens keine Änderung darstellt. 
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4. Planungskonzept 
 
Die geplante Bebauung setzt sich aus einem 3-geschossigen Mehrfamilienhaus (3 
Vollgeschosse + Dachgeschoss) westlich und zwei 4-geschossigen 
Mehrfamilienhäusern (4 Vollgeschosse) Richtung Osten hin zusammen, die sich in Art, 
Bauweise und Gestaltung nicht unterscheiden. Wohngebäude 1 besteht aus 3 
Vollgeschossen mit je 2 Wohnungen pro Geschoss und einem darüber liegendem DG. 
Das DG ist von der Westseite zurückgesetzt um auf die geringere Höhe der 
Nachbargebäude Nr. 44 + 46 Bezug zu nehmen. Wohngebäude 2 und 3 bestehen aus 4 
Vollgeschossen mit je 2 Wohnungen pro Geschoss. Insgesamt sind 23 
Eigentumswohnungen geplant. Um eine zusammenhängend geordnete 
Siedlungsstruktur zu erhalten, sind Geschossigkeit und die Gebäudehöhe am Bestand 
bzw. an den B-Plan Festsetzungen der Umgebung orientiert.  
Die geplanten Appartementhäuser bieten am Rand des bestehenden 
Siedlungsbereiches von Sigmaringen umfangreich Wohnraum in aufgelockerter 
Bauweise mit relativ hohem Gartenanteil.  
Das Konzept sieht vor, den Voraussetzungen zur Unterschreitung der nach LBO 
erforderlichen Abstandsflächen der Gebäude untereinander zu genügen - Beleuchtung 
mit Tageslicht sowie Belüftung in ausreichendem Maße zu gewährleisten, Gründen des 
Brandschutzes nicht entgegenzustehen und nachbarliche Belange nicht erheblich zu 
beeinträchtigen (§6 Abs. 3 Nr. 2 LBO).  
 
 
 

5. Verkehrserschließung 
 
Die äußere Erschließung des Bereichs besteht bereits durch die Hohenzollernstraße 
und die Achbergstraße. Die Grundstücke sind direkt zugänglich und vollständig 
erschlossen. Die einzelnen Gebäude werden durch einen befahrbaren Wohnweg von 
Norden - hierzu wird der bisherige Fußweg nördlich und östlich des Flurstücks Nr. 
1979/2 zum Wohnweg umgewidmet - sowie durch Zufahrten in die Tiefgaragen von der 
Achbergstraße im Süden erschlossen. Zusätzlich zu den Tiefgaragen sind Stellplätze an 
den Hauseingängen im Norden und entlang der Achbergstraße im Süden vorgesehen. 
Aufgrund der Fahrbahnbreite von 3,0 bis 3,5 m des bisherigen Fußweges, wird dieser 
um einen 1,5 m breiten Gehweg ergänzt und Einrichtungsverkehr eingerichtet. 

 

6. Ver- und Entsorgung des Plangebietes 
 
Die Ver- und Entsorgung mit Wasser, Strom und Telekommunikation sowie Abwasser ist 
durch das bestehende System gesichert. 
Das Baugrundstück 1979/3 mit bestehender Versorgungsinfrastruktur ist mit 
Leitungsrecht belegt. 
 

7. Bodenordnende Maßnahmen 
 
Das Flurstück 1979/2 befindet sich im Eigentum von Privatpersonen, die Flurstücke 
1979/3 und 1979/16 sind im Eigentum der Stadt Sigmaringen. Bodenordnende 
Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
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8. Auswirkung der Bebauungsplanänderung 
Mit dieser Bebauungsplanänderung wird eine bereits für Wohngebäude geplante, 
erschlossene und innerörtliche Fläche baurechtlich für Geschosswohnungsbau frei 
gemacht und trägt somit zur Einschränkung des Siedlungswachstums nach außen bei. 
 
Es sind III-IV geschossige Gebäude vorgesehen, die neuen Wohnraum im bestehenden 
Siedlungsbereich ermöglichen. Die Bauvolumen werden dem angrenzenden 
Siedlungsbereich, mit überwiegend 3 und 4 Geschossen, angepasst. Die mit der 
Grundflächenzahl begrenzte Bebaubarkeit und damit Flächenversiegelung bleibt im 
Vergleich zum rechtskräftigen Bebauungsplan unverändert. 
Die Rodung der vorhandenen Gehölze auf den Flurstücken 1979/3 und 1979/2 
verstoßen (außerhalb der Vogelbrutzeit) nicht gegen die Verbotstatbestände des § 44 
Abs. 1 BNatSchG und können aus artenschutzrechtlicher Sicht zugelassen werden.  
Aufgrund des noch jungen Alters, der größtenteils nicht als Straßenbäume geeigneten 
Wuchsform sowie der nicht planvoll und langfristig sinnvoll erscheinenden Standorte ist 
der Baumbestand auch aus Sicht der stadträumlichen Grüngestaltung nicht als 
erhaltenswert einzustufen. Mit der Bebauungsplanänderung wird das Pflanzen neuer 
straßenbegleitender Laubbäume festgesetzt. Das Konzept zur Bepflanzung ist im VBP 
mit VEP vom 17.10.2018 dargestellt. 
Das zu erwartende Verkehrsaufkommen stellt im Vergleich zum bestehenden B-Plan 
keine Erhöhung dar. Die entsprechend §§ 37 und 74 LBO maximal erhöhte 
Stellplatzanforderung (2/WE) dient der Vermeidung von ruhendem Verkehr im 
Straßenbereich. 
 
 
 
 

II. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
s. Planeinschrieb 
Allgemeines Wohngebiet – WA gemäß § 4 BauNVO 
 
Um die wesentliche Zweckbestimmung des Baugebietes zu erhalten, sind die 
Nutzungsarten nach BauNVO §4 Abs. 3 Nr. 3., 4. und 5 - Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen - auch nicht ausnahmsweise zulässig.  
Alle anderen zulässigen oder ausnahmsweise zulässigen Nutzungen, die nicht Wohnen 
sind, sind in den jeweiligen Wohnungen nur untergeordnet gegenüber der Hauptnutzung 
‚Wohnen‘ zulässig.  
Eine Nutzungseinheit kann gemäß § 31 Abs. 1 BauGB ausnahmsweise ganz für 
ansonsten nur innerhalb einer Wohneinheit untergeordnete Nutzung oder für nach § 13 
BauNVO zulässige Nutzungen (Räume für freie Berufe) zulässig sein, wenn das 
‚Wohnen‘ als Hauptnutzung im Gebäude nicht gestört wird. 
 
 



Textteil zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01-59.3 
„Dettingerberg/Krankenhaus/Hohenzollernstraße  [Stand 30.10.2018] 
 
 

Az.: 3/10-621.41-01-59.3 Stadtplanungsamt Sigmaringen Seite 6 von 10 

 
 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO) 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch: 
 
a) Die Grundflächenzahl - GRZ (§ 19 BauNVO) 
s. Planeinschrieb 
 
b) Die Geschossflächenzahl – GFZ (§ 20 BauNVO) 
s. Planeinschrieb 
 
c) Die Zahl der Vollgeschosse – Z (§ 20 BauNVO i.V.m. §2 Abs.6 LBO) 
s. Planeinschrieb 
 
d) Die Firsthöhe - FH als Höchstmaß  
s. Planeinschrieb 
Firsthöhe: Als Firsthöhe ist das Maß zwischen der unteren Bezugshöhe EFH-
Rohfußboden und der Oberkante der obersten Dachbegrenzungskante definiert. 
Überschreitungen der FH können für die Aufständerung von Photovoltaik- und 
Solarthermieanlagen ausnahmsweise nach § 31 Abs. 1 BauGB bis max. +1,00 m Höhe 
zugelassen werden. Andere Dachaufbauten sind unzulässig. 
 
e) Bestimmung der Bezugshöhe: 
Als Bezugshöhe zur Bestimmung der Firsthöhe gilt die Oberkante des rohen 
Erdgeschossfußbodens (EFH). Die EFH ist im Plan für jedes Gebäude als Höchstwert 
festgesetzt. Von der EFH können aufgrund der konkreten Lage des Gebäudes im 
Gelände und einer daraus resultierenden zweckwidrigen Höhenlage Ausnahmen nach § 
31 Abs. 1 BauGB bis zu + 0,3 m zugelassen werden. Der Nachweis über die Höhenlage 
ist gemäß § 2 Abs.3 LBOVVO darzustellen. 

 

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22-23 BauNVO) 

 
a) Die Bauweise 

s. Planeinschrieb 
 

b) Die überbaubaren Grundstücksflächen  
s. Planeintrag 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. Es wird 
zwischen Baugrenzen für das Untergeschoss (Tiefgarage) und für die Hauptgebäude 
(Wohnhäuser) unterschieden. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen von bis zu 10 m2 wird als Ausnahme 
eingeräumt. 
Garagen, überdachte Stellplätze sowie Nebenanlagen nach § 14 BauNVO müssen 
einen Mindestabstand von 2,00m zu den öffentlichen Verkehrsflächen einhalten.  
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4. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
(§9 Abs. 1 Nr. 25a i.V.m § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 
s. Planeintrag  

 
Es sind 9 mittelgroße Bäume (z.B. Stadtbirne, Feldahorn, Spitzahorn, Vogelkirsche, 
Linde) straßenbegleitend mit gleichmäßiger Anordnung (mindestens 3 auf 24 m 
Grundstückslänge) zu pflanzen.   
Für das Anpflanzen von Bäumen gilt allgemein: Die festgesetzten Anpflanzungen sind 
spätestens in der nach Beginn der jeweiligen Baumaßnahme nachfolgenden 
Vegetationsperiode durchzuführen und dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Bäume 
sind bei Abgängigkeit innerhalb eines Jahres durch gleichartige Pflanzen zu ersetzen. 
 

 

5. Flächen, die mit Geh- und Leitungsrechten zu belasten sind  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21. BauGB) 
s. Planeintrag 

 
Die Fläche auf dem Flurstück Nr. 1979/3, an der Grenze zur Freien Christengemeinde, 
ist mit einem Leitungsrecht zugunsten der Stadt Sigmaringen (Stadtwerke und Telekom) 
belegt, um auf den Baugrundstücken den Bestand und die Wartung der Leitungen zu 
sichern. 
Entlang der nördlichen und östlichen Grenze des Flurstück Nr 1979/2 ist ein 1,50 m 
breiter Streifen mit Gehrecht zugunsten der Gemeinde Sigmaringen zu belasten. 
 

6. Sichtflächen - freizuhalten von Sichthindernissen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB, entsprechend RASt 2006 6.3.9.3 Anfahrsicht)  
s. Planeintrag 
Diese Sichtfelder müssen zwischen 0,6 m und 2,5 m Höhe von ständigen 
Sichthindernissen und sichtbehinderndem Bewuchs freigehalten werden. Bäume, 
Lichtmaste und ähnliches sind innerhalb der Sichtfelder möglich, wenn sie die Sicht nicht 
verdecken. 
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III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO zum 
Deckblatt der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 01-59.3 
„Dettingerberg/Krankenhaus/Hohenzollernstraße“ Sigmaringen  

 
 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 

Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich des Deckblatts 
zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 01-59.3 
„Dettingerberg/Krankenhaus/Hohenzollernstraße“ Sigmaringen in der Fassung vom 
17.10.2018. Die öBV des Bebauungsplans 20.3.1982 wird für den Geltungsbereich 
dieser Änderung in allen Aspekten geändert, so dass für diesen Geltungsbereich 
ausschließlich die öBV dieser Änderungsfassung gilt. 

 
 
§ 2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO 
 

1. Als Dachform ist Satteldach mit Neigung zwischen 7° und 12° zulässig.  
Die Dachfläche, die durch den Rücksprung des obersten Geschosses bei Haus 1 
(westlich) entsteht, ist ausnahmsweise als Flachdach zulässig.  
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)  

2. Stützmauern zur Geländemodellierung und Absicherung der Höhenunterschiede 
sind an den Grundstücksgrenzen sowie im bis zu 2,0 m breiten Grenzbereich bis 
maximal 1,0 m Höhe zulässig. (§ 10 i.V.m. § 74 Abs. 3 LBO).  

3. Als Einfriedung sind Hecken, Holz- und begrünte Drahtzäune zulässig, die 
straßenseitig eine Höhe von maximal 1,0 m nicht überschreiten. Mit Heckenpflanzen, 
die an öffentliche Verkehrsfläche angrenzen, ist ein Mindestgrenzabstand von 0,5 m 
einzuhalten. (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)  

4. Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs. 1 LBO) wird auf 2 Stellplätze 
je Wohneinheit erhöht. Für diese Stellplätze gilt § 37 LBO entsprechend. Stellplätze 
im Freien sind mit einem wasserdurchlässigen Belag herzustellen 

5. Aus dem Gelände ragende Teile der Tiefgaragen (UG) sind als Teile des Gartens 
zu gestalten, indem sie auf mindestens 60% der Dachfläche mit Bodensubstrat 
bedeckt und begrünt sowie herausragende Wände durch Vorpflanzung von 
Gehölzen oder dauerhafte Fassadenbegrünung eingebunden werden. 

6. Von den Vorhabenplänen kann hinsichtlich der Gebäudeplanung im Einvernehmen 
mit der Gemeinde abgewichen werden, sofern dies bauordnungs- und 
bauplanungsrechtlich zulässig ist. 

 
 

§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung vorsätzlich 
oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften 
gelten die Bestimmungen des § 75 LBO. 
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§ 4 Inkrafttreten 
 
Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 74 Abs. 
7 LBO in Kraft.  

 
 

IV. Hinweise 
 
 

1. Schonender Umgang mit Grund und Boden 
 

Die Bauabwicklung (z.B. Baustelleneinrichtung, Zwischenlager) sollte ausschließlich von 
bereits überbauten, versiegelten Flächen oder aber von Flächen, die im Zuge der späteren 
Überbauung sowieso in Anspruch genommen werden, erfolgen. Somit bleibt auch das 
natürliche Retentionsvermögen der übrigen Flächen erhalten.  
Anfallendes Aushubmaterial ist soweit wie möglich auf dem eigenen Grundstück zur 
Geländemodellierung zu verwenden. Das Merkblatt „Bodenschutz bei Bauarbeiten“ des 
Landkreis Sigmaringen ist zu beachten 
 
 

2. Abfallbeseitigung 
 

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und 
einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden.  
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der 
Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall 
eingestuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise zum Einsatz 
von Baustoffrecyclingmaterial des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr Baden-
Württemberg vom 13.04.2004 einzuhalten 
Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der durchwurzelbaren Bodenschicht 
oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
anzuwenden. 

 
 

3. Niederschlagswasser  
 
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation in 
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
(§ 55 Abs. 2 WHG).  
Auf Flächen mit Altlasten oder Altlastenverdacht darf nicht versickert werden. 
Bei der Abwasserbeseitigungspflicht nach § 46 Wassergesetz für Baden-Württemberg sind 
die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die dezentrale Beseitigung von 
Niederschlagswasser vom 22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW „für den Umgang mit 
Regenwasser in Siedlungsgebieten“, das Merkblatt der DWA-A-138 sowie der Leitfaden zur 
naturverträglichen Regenwasser-bewirtschaftung des Umweltministeriums anzuwenden. 
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von 
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Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. Bei 
etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten 
(z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit 
des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen 
verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 

4. Wassergefährdende Stoffe  
Für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Heizöl etc.) nach § 62 WHG ist die 

Anlagenverordnung – AwSV - in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. Flächen, auf 
denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, sowie Flächen, auf denen 
stärkere Ablagerungen durch Immissionen zu erwarten sind, müssen wegen deren 
Schmutzfrachten und aus Vorsorgegründen an die Sammelkläranlagen angeschlossen 
werden. 

 
5. Grundwasser 

 
Falls bei Bauarbeiten im Plangebiet Grundwasser angetroffen wird, ist sofort der 
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz des Landratsamtes Sigmaringen zu informieren. 
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass einer dauerhaften Grundwasserabsenkung nicht 
zugestimmt werden kann. 

 
 
 
 


